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Satzung

zur Erhebung von wiederkehrenden Beiträgen
für den Ausbau von Verkehrsanlagen

(Ausbaubeitragssatzung wiederkehrende Beiträge)
der Ortsgemeinde Marnheim

vom 19.06.2018

Der Gemeinderat hat auf Grund des $ 24 der Gemeindeordnung (GemO) und der $$ 2 Abs. 1, 7,

10 und 10a des Kommunalabgabengesetzes (KAG) folgende Satzung beschlossen, die hiermit
bekannt gemacht wird:

sl
Erhebung von Ausbaubeiträgen

(1) Die Gemeinde erhebt wiederkehrende Beiträge für die Herstellung und den Ausbau von
Verkehrsanlagen nach den Bestimmungen des KAG und dieser Satzung.

(2) Ausbaubeiträge werden für alle Maßnahmen an Verkehrsanlagen, die der Erneuerung, der
Enrveiterung, dem Umbau oder der Verbesserung dienen, erhoben.

1. "Erneuerung" ist die Wiederherstellung einer vorhandenen, ganz oder teilweise unbrauch-
baren, abgenutzten oder schadhaften Anlage in einen dem regelmäßigen Verkehrsbedürfnis
genügenden Zustand,

2. "Enryeiterung" ist jede flächenmäßige Vergrößerung einer feftiggestellten Anlage oder deren
Ergänzung durch weitere Teile,

3. "Umbau" ist jede nachhaltige technische Veränderung an der Verkehrsanlage,

4. "Verbesserung" sind alle Maßnahmen zur Hebung der Funktion, der Anderung der
Verkehrsbedeutung i. S. der Hervorhebung des Anliegervorteiles sowie der Beschaffenheit und
Leistungsfähigkeit einer Anlage.

(3) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten auch für die Herstellung von Verkehrsanlagen, die
nicht nach dem Baugesetzbuch (BauGB) beitragsfähig sind.

(4) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten nicht, soweit Kostenerstattungsbeträge nach SS 135
a) bis c) BauGB zu erheben sind.

(5) Ausbaubeiträge nach dieser Satzung werden nicht erhoben, wenn die Kosten der Beitragser-
hebung außer Verhältnis zu dem zu eruvartenden Beitragsaufkommen stehen.

s2
Beitragsfäh i ge Verkeh rsan lagen

(1) Beitragsfähig ist der Aufwand für die öffentlichen Straßen, Wege und Plätze sowie selbständige
Parkflächen und Grünanlagen sowie für selbständige Fuß- und Radwege.

(2) Nicht beitragsfähig ist der Aufwand für Brückenbauwerke, Tunnels und Unterführungen mit den
dazugehörigen Rampen, mit Ausnahme des Aufwands für Fahrbahndecke und Fußwegbelags.
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Ermittlungsgebiete

(1) Sämtliche zum Anbau bestimmte Verkehrsanlagen folgender Gebiete bilden jeweils

einheitliche öffentliche Einrichtungen (Abrechnungseinheiten), wie sie sich aus den als
Anlage 1 und 2 beigefügten Plänen ergeben:

1 . Zu der Abrechnungseinheit 1 gehören folgende Verkehrsanlagen.
Alle Verkehrsanlagen innerhalb der Ortslage Marnheim (Anlage 1).

2. zu der Abrechnungseinheit 2 gehören folgende Verkehrsanlagen:
alle Verkehrsanlagen innerhalb der Ortslage Elbisheimerhof (Anlage 2)

Die Begründung für die Aufteilung des Gemeindegebietes in zwei Abrechnungseinheiten ist dieser
Satzung als Anlage 3 beigefügt.

(2) Der beitragsfähige Aufwand wird für die eine Abrechnungseinheit bildenden Verkehrsanlagen
nach den jährlichen lnvestitionsaufwendungen in der Abrechnungseinheit nach Abs. 1 ermittelt.

s4
Gegenstand der Beitragspflicht

Der Beitragspflicht unterliegen alle baulich, gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise nutz-
baren Grundstücke, die die rechtliche und tatsächliche Möglichkeit einer Zufahrl oder eines
Zugangs zu einer in der Abrechnungseinheit gelegenen Verkehrsanlage haben.

s5
Gemeindeanteil

Der Gemeindeanteil beträgt für beide Abrechnungseinheiten 30 %

s6
Beitragsmaßstab

(1) Maßstab ist die Grundstücksfläche mit Zuschlägen für Vollgeschosse. Der Zuschlag je Voll-
geschoss beträgt 10 v.H.

(2) Als Grundstücksfläche nach Abs. 1 gilt:

1. ln beplanten Gebieten die überplante Grundstücksfläche. lst das Grundstück nur teilweise
überplant und ist der unbeplante Grundstücksteil dem lnnenbereich nach $ 34 BauGB
zuzuordnen, gilt als Grundstücksfläche die Fläche des Buchgrundstücks; Nr. 2 ist ggf.

entsprechend anzuwenden.

2. Hat der Bebauungsplan den Verfahrensstand des $ 33 BauGB erreicht, ist dieser maßgebend.
Nr. 1 Satz 2 gilt entsprechend.

Liegen Grundstücke innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles ($ 34 BauGB),
sind zu berücksichtigen:

a) bei Grundstücken, die an eine Verkehrsanlage angrenzen, die Fläche von dieser bis zu
einer Tiefe von 40 m,

b) bei Grundstücken, die nicht an eine Verkehrsanlage angrenzen, mit dieser aber durch
einen eigenen Weg oder durch einen Zugang verbunden sind (Hinterliegergrundstück), die
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Fläche von der zu der Verkehrsanlage hin liegenden Grundstücksseite bis zu einer Tiefe
von 40 m.

c) Grundstücksteile, die ausschließlich eine wegemäßige Verbindung darstellen, bleiben bei

der Bestimmung der Grundstückstiefe nach a) und b) unberücksichtigt.

d) Sind die jenseits der nach a) und b) angeordneten Tiefenbegrenzungslinie liegenden
Grundstücksteile aufgrund der Umgebungsbebauung baulich oder in ähnlicher Weise
selbständig nutzbar (Hinterbebauung in zweiter Baureihe), wird die Fläche bis zu einer
Tiefe von 80 m zugrunde gelegt.

Sind die hinteren Grundstücksteile nicht in diesem Sinne selbständig nutzbar und geht die
tatsächliche bauliche, gewerbliche, industrielle oder ähnliche Nutzung der innerhalb der
Tiefenbegrenzung liegenden Grundstücksteile über die tiefenmäßige Begrenzung nach a)

und b) hinaus, so verschiebt sich die Tiefenbegrenzungslinie zur hinteren Grenze der
tatsächlichen Nutzung.

Wird ein Grundstück jenseits der in Satz 1 angeordneten erhöhten Tiefenbegrenzungslinie
tatsächlich baulich, gewerblich, industriell oder ähnlich genutzt, so verschiebt sich die
Tiefenbegrenzungslinie zur hinteren Grenze der tatsächlichen Nutzung.

3. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Nutzung als Sportplatz, Freibad, Festplatz,
Campingplatz oder Friedhof festgesetzt ist, die Fläche des im Geltungsbereich des
Bebauungsplanes liegenden Grundstückes oder Grundstücksteiles vervielfacht mit 0,5. Bei

Grundstücken, die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles ($ 34 BauGB)
tatsächlich so genutzt werden, die Fläche des Grundstücks - gegebenenfalls unter Be-
rücksichtigung der nach Nr. 2 angeordneten Tiefenbegrenzung - vervielfacht mit 0,5.

(3) Für dieZahl derVollgeschosse nach Abs. 1 gilt:

1. Für beplante Grundstücke wird die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der
Vollgeschosse zugrundegelegt.

2. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan nicht die Zahl der Vollgeschosse, sondern eine
Baumassenzahl festgesetzt ist, gilt die durch 3,5 geteilte höchstzulässige Baumassenzahl. lst
auch eine Baumassenzahl nicht festgesetzt, dafür aber die Höhe der baulichen Anlagen in
Form der Trauf- oder Firsthöhe, so gilt die durch 2,8 geteilte höchstzulässige Trauf- oder
Firsthöhe. Sind beide Höhen festgesetzt, so gilt die höchstzulässige Traufhöhe. Soweit der
Bebauungsplan keine Festsetzungen tritft, gilt als Traufhöhe der Schnittpunkt der Außenseite
der Dachhaut mit der seitlichen Außenwand. Die Höhe ist in der Gebäudemitte zu messen.
Bruchzahlen werden auf volle Zahlen auf- oder abgerundet.

3. Hat ein Bebauungsplan den Verfahrensstand des $ 33 BaUGB erreicht, gelten Nr. 1 und 2
entsprechend.

4. Soweit kein Bebauungsplan besteht, gilt

a) die Zahl der auf den Grundstücken der näheren Umgebung übenrviegend vorhandenen
Vollgeschosse; ist ein Grundstück bereits bebaut und ist die dabei tatsächlich
verwirklichte Vollgeschosszahl höher als die in der näheren Umgebung, so ist die
tatsächlich veruvirklichte Vollgeschosszahl zugrunde zu legen,

b) bei Grundstücken, die mit einer Kirche bebaut sind, die Zahl von zweiVollgeschossen.
Dies gilt für Türme, die nicht Wohnzwecken, gewerblichen oder industriellen Zwecken
oder einer freiberuflichen Nutzung dienen, entsprechend.

5. lst nach den Nummern 1 - 4 eine Vollgeschosszahl nicht feststellbar, so ist die tatsächlich
vorhandene Traufhöhe geteilt durch 2,8 anzusetzen, wobei Bruchzahlen auf ganze Zahlen



auf- und abzurunden sind. Als Traufhöhe gilt der Schnittpunkt der Außenseite der Dachhaut
mit der seitlichen Außenwand. Die Höhe ist in der Gebäudemitte zu messen.

6. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan eine sonstige Nutzung festgesetzt ist oder die

außerhalb von Bebauungsplangebieten tatsächlich so genutzt werden (2. B. Sport-, Fest- und

Campingplätze, Freibäder, Friedhöfe), wird bei vorhandener Bebauung die tatsächliche Zahl

der Vollgeschosse angesetzt, in jedem Fall mindestens jedoch ein Vollgeschoss.

7. Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, gilt die
festgesetzte Zahl der Geschosse oder, soweit keine Festsetzung erfolgt ist, die tatsächliche
Zahl der Garagen- oder Stellplatzgeschosse, mindestens jedoch ein Vollgeschoss.

8. Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich von Satzungen nach $ 34 Abs. 4 BaUGB liegen,

werden zur Ermittlung der Beitragsflächen die Vorschriften entsprechend angewandt, wie sie

bestehen für

a) Grundstücke in Bebauungsplangebieten, wenn in der Satzung Bestimmungen über das
zulässige N utzungsmaß getroffen sind,

b) unbeplante Grundstücke, wenn die Satzung keine Bestimmungen über das zulässige
Nutzungsmaß enthält.

9. Die Zahl der tatsächlich vorhandenen oder sich durch Umrechnung ergebenden Vollge-
schosse gilt, wenn sie höher ist als die Zahl der Vollgeschosse nach den vorstehenden
Regelungen.

10. Sind auf einem Grundstück mehrere Gebäude mit unterschiedlicher Zahl von Vollgeschossen
zulässig oder vorhanden, gilt die bei der übenruiegenden Baumasse vorhandene Zahl.

(4) Für Grundstücke in Kern-, Gewerbe- und lndustriegebieten wird die nach den vorstehenden
Regelungen ermittelte und gewichtete Grundstücksfläche um 20 v.H. erhöht. Dies gilt
entsprechend für ausschließlich gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise genutzte
Grundstücke in sonstigen Baugebieten.

Bei teilweise gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise genutzten Grundstücken (gemischt
genutzte Grundstücke) in sonstigen Baugebieten erhöhen sich die Maßstabsdaten um 10 v. H.

Ob ein Grundstück, das sowohl gewerblichen als auch nicht gewerblichen (2. B. Wohnzwecken)
Zwecken dient, ,,übenruiegend" im Sinne dieser Regelung genutzt wird, bestimmt sich nach dem
Verhältnis, in dem die venruirklichte Nutzung der tatsächlich vorhandenen Geschossflächen zu-
einander steht. Liegt eine gewerbliche oder vergleichbare Nutzung ohne Bebauung oder zusätzlich
zur Bebauung vor, so sind die tatsächlich entsprechend genutzten Grundstücksflächen jeweils der
Geschossfläche hinzuzuzählen. Freiflächen, die sowohl für gewerbliche oder vergleichbare als
auch für andere Zwecke genutzt werden (2. B. Kfz-Abstellplätze) als auch gärtnerisch oder ähnlich
gestaltete Freiflächen und brachliegende Flächen, bleiben bei dem Flächenvergleich außer
Ansatz.

(5) Abs. 4 gilt nicht für die Abrechnung selbstständiger Grünanlagen.

s7
Eckg rundstücke u nd d urch laufende G ru ndstücke

(1) Grundstücke, die sowohl von einer nach $ 13 dieser Satzung verschonten Verkehrsanlage
erschlossen sind als auch von einer oder mehreren Verkehrsanlage(n) der Abrechnungseinheit
erschlossen sind, werden nur mit 50% ihrer gewichteten Grundstücksfläche angesetzt.



376

(2) Kommt für eine oder mehrere der Verkehrsanlagen nach Abs. 1 die Tiefenbegrenzung nach $ 6

Abs. 2 dieser Satzung zur Anwendung, gilt die Regelung des Abs. 1 nur für die sich über-

schneidenden Grundstücksteile.

s8
Entstehung des Beitragsanspruches

Der Beitragsanspruch entsteht mit Ablauf des 31. Dezember für das abgelaufene Jahr

se
Vorausleistungen

(1) Ab Beginn des Erhebungszeitraumes können von der Gemeinde Vorausleistungen auf wieder-
kehrende Beiträge erhoben werden.

(2) Die Vorausleistungen werden nach der voraussichtlichen Beitragshöhe für das laufende Jahr
bemessen.

s10
Ablösung des Ausbau beitrages

Die Ablösung wiederkehrender Beiträge kann jederzeit für einen Zeitraum von bis zu 10 Jahren
vereinbart werden. Der Ablösung wird unter Berücksichtigung der zu enruartenden Kosten-
entwicklung die abgezinste voraussichtliche Beitragsschuld zugrunde gelegt.

s11
Beitragsschuldner

(1) Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentümer
oder dinglich Nutzungsberechtigter des Grundstückes ist.

(2) Mehrere Beitragsschuldner sind Gesamtschuldner.

s12
Veranlagung und Fälligkeit

(1) Die wiederkehrenden Beiträge und die Vorausleistungen darauf werden durch schriftlichen
Bescheid festgesetzt und 2 Monate nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fällig.

(2) Der Beitragsbescheid enthält:

1. die Bezeichnung des Beitrages,

2. den Namen des Beitragsschuldners,

3. die Bezeichnung des Grundstückes,

4. den zu zahlenden Betrag,

5. die Berechnung des zu zahlenden Betrages unter Mitteilung der beitragsfähigen Kosten, des
Gemeindeanteils und der Berechnungsgrundlagen nach dieser Satzung,

6. die Festsetzung des Fälligkeitstermins,
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7. die Eröffnung, dass der Beitrag als öffentliche Last auf dem Grundstück ruht, und

8. eine Rechtsbehelfsbelehrung.

(3) Die Grundlagen für die Festsetzung wiederkehrender Beiträge werden durch besonderen
Bescheid (Feststellungsbescheid) festgestellt.

.. s 13
Ubergangsregelung

Gemäß $ 10 a Abs. 5 KAG wird abweichend von $ 10 a Abs. 1 Satz2 KAG festgelegt, dass
Grundstücke, die zu den im Folgenden aufgezählten Verkehrsanlagen Zufahrt oder Zugang
nehmen können, vorbehaltlich $ 7 Absätze 1 und 2 dieser Satzung erstmals in den ebenfalls
genannten Jahren bei der Ermittlung des wiederkehrenden Beitrags berücksichtigt und
beitragspf I ichtig werden :

1. An den Hofäckern
2. lm Spettel
3. Kirchheimer Straße -Verlängerung-

ab Einmündung Holzstraße bis zum nord-
westlichen Straßenende

4. Pfarrer-Hilgard-Straße
5. Am Sportplatz (von Kaiserstraße bis

Anwesen Am Sportplatz 13)

2027,
2027,

2027,
2027,

2026.

.. s14
Offentliche Last

Der wiederkehrende Straßenausbaubeitrag liegt als ötfentliche Last auf dem Grundstück.

s15
ln-Kraft-Treten

(1) Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01 .2018 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt außer Kraft:

Satzung über die Erhebung von wiederkehrenden Ausbaubeiträgen der Gemeinde Marnheim vom
04.03.2013 (Ausbaubeitragssatzung wiederkehrende Beiträge).

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt.

Marnheim, den 1 9.06.201 8

Ortsgemeinde

:\2 A-.--'-
uwensee)

Ortsbürgermeister
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Es wird auf $ 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung hingewiesen:

Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes oder auf Grund dieses
Gesetzes zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande
gekommen. Dies gilt nicht, wenn

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die Ausfertigung oder die
Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet oder jemand die
Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften gegenüber der Gemeindevenrualtung unter Bezeichnung des
Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat.

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist
jedermann diese Verletzung geltend machen.
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Anlaoe 3

Das Gebiet der Gemeinde Marnheim wird in 2 Abrechnungseinheiten aufgeteilt,

Begründung für die Aufteilung des Gemeindegebietes (Ermittlungsgebiet) in 2

Abrechnungseinheiten (S 3 Abs. 1 der Satzung):

1, Beschluss des Bundesverfassungsgerichtes vom 25.A6.2014.

2. Der Elbisheimerhof ist ein ca. 2,0 krn abgelegener Ortsteil der Gemeinde
Marnheim, es handelt sich daher urn 2 einzelne, voneinander
abg renzbare Gebietsteile.

3. Die Verkehrsbedeutung der 2 Abrechnungseinheiten zueinander und die
Nutzung durch Bewohner der jeweils anderen Einheit ist derart
unterschiedlich, dass die Bildung der 2 Abrechnungseinheiten
angebracht ist.

4. Eine Aufteilung der Ortslage Marnheim in noch 2 einzelne
Abrechnungseinheiten ist nicht edorderlich. Auch wenn durch die
Bahnhofstraße eine Außenbereichsfläche von ca. 200 m verläuft,
befindet sich in der eigentlichen Ortslage die Kindertagesstätte, die
G ru ndschule, der Friedhof sowie Einkaufsmög lichkeiten,
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Satzung
über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen

( E rsc h I ieß u n gs beitragssatzu n g )
der Gemeinde Marnheim

vom 19.06.2018

Auf Grund von $ '132 des Baugesetzbuchs (BauGB) und des $ 24 der Gemeindeordnung hat der
Gemeinderat der Gemeinde Marnheim in der Sitzung am 18.06.2018 folgende Satzung beschlos-
sen:

sl
Erhebung von Erschließungsbeiträgen

Erschließungsbeiträge werden nach den Bestimmungen des BauGB und dieser Satzung erhoben.

s2
Art und Umfang der Erschließungsanlagen

(1) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand für

1. Straßen, Wege und Plätze, die der Erschließung von Grundstücken dienen, ausgenommen
solche in Kern-, Gewerbe- und lndustriegebieten sowie in Sondergebieten mit der Nut-
zungsart Einkaufszentren, großflächige Handelsbetriebe, Messe-, Ausstellungs-, Kongress-
und Hafengebiet, bei einer Bebaubarkeit der Grundstücke

a) bis zu 2 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 13 m, wenn sie beidseitig und mit einer
Breite bis zu 10 m, wenn sie einseitig anbaubar sind,

b) mit 3 oder 4 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 16 m, wenn sie beidseitig und mit
einer Breite bis zu 12 m, wenn sie einseitig anbaubar sind,

c) mit mehr als 4 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 18 m, wenn sie beidseitig und mit
einer Breite bis zu 14 m, wenn sie einseitig anbaubar sind,

2. Straßen, Wege und Plätze, die der Erschließung von Grundstücken dienen in Kern-, Ge-
werbe- und lndustriegebieten sowie in Sondergebieten mit der Nutzungsart Einkaufszen-
tren, großflächige Handelsbetriebe, Messe-, Ausstellungs-, Kongress- und Hafengebiet, mit
einer Breite bis zu 18 m, wenn eine Bebauung oder gewerbliche Nutzung beidseitig zuläs-
sig ist, und mit einer Breite bis zu 13 m, wenn eine Bebauung oder gewerbliche Nutzung
nur einseitig zulässig ist,

3. mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbare Verkehrsanlagen (2.B. Fußwege, Wohnwege) mit ei-
ner Breite von 1 m bis zu einer Breite von 5 m,

4. Sammelstraßen mit einer Breite bis zu 20 m,

5. Parkflächen,

a) die Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nrn. 1, 2 und 4 sind, bis zu einer weiteren
Breite von 6 m,
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b) die nicht Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nrn. 1, 2 und 4, aber nach städtebau-
lichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren Erschließung notwendig sind
(selbstständige Parkflächen), bis zu 15 % der Flächen der erschlossenen Grundstücke,

6. Grünanlagen mit Ausnahme von Kinderspielplätzen,

a) die Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nrn. 1 bis 4 sind, bis zu einer weiteren
Breite von 6 m,

b) die nicht Bestandteil von Verkehrsanlagen, aber nach städtebaulichen Grundsätzen in-
nerhalb der Baugebiete zu deren Erschließung notwendig sind (selbstständige Grünan-
lagen), bis zu 15 o/o der Flächen der erschlossenen Grundstücke.

(2) Endet eine Verkehrsanlage mit einem Wendeplatz, so vergrößern sich die in Abs. 1 Nrn. 1, 2

und 4 angegebenen Maße für den Bereich des Wendehammers um die HäIfte, mindestens
aber um 8 m.

(3) Ergeben sich nach Abs. 1 unterschiedliche Höchstbreiten, so gilt für die gesamte Verkehrsan-
lage die größte Breite.

s3
Erm ittl u n g des beitragsfäh igen E rsch ließu ngsaufwands

(1) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand wird nach den tatsächlichen Kosten ermittelt.

(2) Der beitragsfähige Aufwand wird für die einzelne Erschließungsanlage ermittelt. Die Gemeinde
kann abweichend von Satz 1 den beitragsfähigen Aufwand für bestimmte Abschnitte einer Er-
schließungsanlage oder für mehrere Anlagen, die für die Erschließung der Grundstücke eine
Einheit bilden (Erschließungseinheit), insgesamt ermitteln.

s4
Anteil der Gemeinde am beitragsfähigen Erschließungsaufwand

Die Gemeinde trägt 10 v.H. des beitragsfähigen Erschließungsaufwands

s5
Verteil un g des umlagefäh igen Ersch ließu ngsaufwands

(1) Der nach $$ 2 und 3 ermittelte und gemäß $ 4 reduzierte beitragsfähige Erschließungsaufwand
wird auf die erschlossenen Grundstücke (Abrechnungsgebiet) nach deren Flächen verteilt. Da-
bei wird die unterschiedliche Nutzung der erschlossenen Grundstücke nach Art und Maß be-
rücksichtigt.

(2) Als Grundstücksfläche i.S. des Abs. 1 gilt bei baulich, gewerblich oder in vergleichbarerWeise
nutzbaren Grundstücken innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes die über-
plante Fläche. lst das Grundstück nur teilweise überplant und ist der nicht überplante Grund-
stücksteil dem lnnenbereich ($ 34 BauGB) zuzuordnen, so gilt die Fläche des Buchgrund-
stücks. Abs. 3 ist insoweit ggf. entsprechend anzuwenden.

(3) Als Grundstücksfläche i.S, des Abs. 1 gilt bei baulich, gewerblich oder in vergleichbarer Weise
nutzbaren Grundstücken außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes oder bei



384
Grundstücken, für die ein Bebauungsplan eine bauliche, gewerbliche oder vergleichbare Nut-
zung nicht festsetzt,

a) soweit sie an die Erschließungsanlage angrenzen, die Fläche zwischen der gemeinsamen
Grenze der Grundstücke mit der Erschließungsanlage und einer im Abstand von 40 m dazu
verlaufenden Linie,

b) soweit sie nicht angrenzen, die Fläche zwischen der Grundstücksgrenze, die der Erschlie-
ßungsanlage zugewandt ist, und einer im Abstand von 40 m dazu verlaufenden Linie.

Grundstücksteile, die lediglich eine wegmäßige Verbindung herstellen, bleiben bei der Bestim-
mung der Grundstückstiefe unberücksichtigt.

Überschreitet die tatsächliche bauliche, gewerbliche oder vergleichbare Nutzung die Abstände
nach Satz 1 a) oder b), so fällt die Linie zusammen mit der hinteren Grenze der tatsächlichen
Nutzung.

(4) Zur Berücksichtigung des unterschiedlichen Maßes der Nutzung wird die Fläche (Abs. 2 oder
3) vervielfacht mit

a) 1,0 bei einer Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss,

b) 1,3 bei einer Bebaubarkeit mit zwei Vollgeschossen,

c) 1,5 bei einer Bebaubarkeit mit drei Vollgeschossen,

d) 1,6 bei einer Bebaubarkeit mit vier oder fünf Vollgeschossen,

e) 1,7 bei einer Bebaubarkeit mit sechs oder mehr Vollgeschossen,

0 0,5 bei Grundstücken, die in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung vergleichbaren
Weise genutzt werden können (2.8. Dauerkleingärten, Freibäder, Friedhöfe, Sportanlagen).
Wenn sich aus der nach Abs. 5 oder Abs. 6 a) ermittelten Zahl der Vollgeschosse ein höhe-
rer Faktor ergibt, so gilt dieser.

Vollgeschosse im Sinne dieser Regelung sind Vollgeschosse im Sinne der Landesbauord-
nung.

(5) Für Grundstücke innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes ergibt sich die Zahl
der Vollgeschosse wie folgt:

a) lst die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, aus der höchstzulässigen Zahl der Vollgeschos-
se.

b) Sind nur Baumassenzahlen festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse die höchstzulässige
Baumassenzahl geteilt durch 3,5. Bruchzahlen werden auf volle Zahlen auf- oder abgerun-
det.

c) lst nur die zulässige Gebäudehöhe in Form der Trauf- oder Firsthöhe festgesetzt, so gilt als
Zahl der Vollgeschosse die höchstzulässige Trauf- oder Firsthöhe geteilt durch 2,8. Sind
beide Höhen festgesetzt, so gilt die durch 2,8 geteilte höchstzulässige Traufhöhe. Bruch-
zahlen werden auf volle Zahlen auf- oder abgerundet.

d) lst tatsächlich eine höhere als die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse zugelassen oder
vorhanden, ist diese zugrunde zu legen; dies gilt entsprechend, wenn die höchstzulässige
Baumassenzahl oder die höchstzulässige Gebäudehöhe überschritten werden.

Enthält eine Satzung nach $ 34 Abs. 4 BauGB entsprechende Festsetzungen, so gelten die
Regelungen der Buchstaben a) bis d) entsprechend.
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(6) Für Grundstücke außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes oder für Grund-
stücke, für die ein Bebauungsplan oder eine Satzung nach $ 34 Abs. 4 BaUGB nicht die nach
Abs. 5 erforderlichen Festsetzungen enthält, ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse wie folgt:

a) Bei bebauten Grundstücken aus der Höchstzahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschos-
se. lst die Zahl der Vollgeschosse wegen der Besonderheit des Bauwerkes nicht feststell-
bar, gilt als Zahl der Vollgeschosse die Höhe des Bauwerkes gem. Abs. 5 c) geteilt durch
2,8 3. Bruchzahlen werden auf volle Zahlen auf- oder abgerundet.

b) Bei unbebauten aber bebaubaren Grundstücken aus der Zahl der auf den Grundstücken
der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen Vollgeschosse.

c) Bei Grundstücken, auf denen keine Bebauung zulässig ist, die aber gewerblich oder in ver-
gleichbarer Weise genutzt werden können, wird ein Vollgeschoss zu Grunde gelegt.

d) Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze zulässig oder vorhanden sind,
wird die tatsächlich vorhandene Zahl der Vollgeschosse, mindestens aber ein Vollgeschoss
zu Grunde gelegt.

(7) Zur Berücksichtigung der unterschiedlichen Art der Nutzung werden die in Abs. 4 festgesetzten
Faktoren um 0,5 erhöht

a) bei Grundstücken in Kern-, Gewerbe- und lndustriegebieten sowie Sondergebieten mit der
Nutzungsart Einkaufszentren, großflächige Handelsbetriebe, Messe-, Ausstellungs-, Kon-
gress- und Hafengebiet;

b) bei Grundstücken in anderen als der unter a) bezeichneten Gebiete, wenn sie übenruiegend
gewerblich, industriell oder in vergleichbarer Weise (2.8. Grundstücke mit Büro-, Venrual-

tungs-, Post-, Bahn-, Krankenhaus- oder Schulgebäuden) genutzt werden. Ob ein Grund-
stück, das sowohl gewerblichen als auch nicht gewerblichen (2.B. Wohnzwecken) Zwecken
dient, ,,überwiegend" im Sinne dieser Regelung genutzt wird, bestimmt sich nach dem Ver-
hältnis, in dem die venryirklichte Nutzung der tatsächlich vorhandenen Geschossflächen zu-
einander steht. Liegt eine gewerbliche oder vergleichbare Nutzung ohne Bebauung oder
zusätzlich zur Bebauung vor, so sind die tatsächlich entsprechend genutzten Grundstücks-
flächen jeweils der Geschossfläche hinzuzuzählen. Freiflächen, die sowohl für gewerbliche
oder vergleichbare als auch für andere Zwecke genutzt werden (2.8. Kfz-Abstellplätze) als
auch gärtnerisch oder ähnlich gestaltete Freiflächen und brachliegende Flächen, bleiben
bei dem Flächenvergleich außer Ansatz.

(8) Abs. 7 gilt nicht für durch selbstständige Grünanlagen erschlossene Grundstücke.

s6
Eckg ru ndstücksverg ü nstig u ng

(1) Für überwiegend Wohnzwecken dienende Grundstücke, die von zwei gleichartigen und voll-
ständig in der Baulast der Gemeinde stehenden Erschließungsanlagen i.S. des $ 2 Abs. 1 er-
schlossen werden, ist die Grundstücksfläche nach $ 5 Abs. 2 oder Abs. 3 bei der Verteilung
des umlagefähigen Aufwandes für jede Erschließungsanlage nur mit der Hälfte anzusetzen.
Für Grundstücke, die durch mehr als zwei solcher gleichartigen und vollständig in der Baulast
der Gemeinde stehenden Erschließungsanlagen erschlossen werden, wird die Grundstücksflä-
che nach $ 5 Abs. 2 oder Abs. 3 durch die Anzahl der Erschließungsanlagen geteilt.

(2) Eine Ermäßigung nach Abs. 1 ist nicht zu gewähren,
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a) wenn die Ermäßigung dazu führen würde, dass sich der Beitrag für die anderen Grundstü-
cke im Abrechnungsgebiet um mehr als 50 % erhöht,

b) für die Flächen der Grundstücke zwischen zwei Erschließungsanlagen, für die nach Maß-
gabe des $ 5 Abs. 3 Erschließungsbeiträge nicht mehrfach erhoben werden.

s7
Kostenspaltung

Der Erschließungsbeitrag kann für

1. Grundenrverb,

2. Freilegung und

3. selbstständige Teile der Erschließungsanlage wie

a) Fahrbahn,

b) Radwege,

c) Gehwege,

d) Parkflächen,

e) Grünanlagen,

0 Mischflächen,

g) Entwässerungseinrichtungen sowie

h) Beleuchtungseinrichtungen

gesondert und in beliebiger Reihenfolge erhoben werden.

Mischflächen i.S. v. Nr. 3 f) sind solche Flächen, die innerhalb der Straßenbegrenzungslinien
Funktionen der in Nr. 3 a) - e) genannten Teileinrichtungen miteinander kombinieren und bei der
Gliederung der Erschließungsanlage ganz oder teilweise auf eine Funktionstrennung verzichten.

s8
Merkmale der endgültigen Herstellung der Erschließungsanlagen

('1) Straßen, Wege und Plätze, mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbare Verkehrsanlagen und selbst-
ständige Parkflächen sind endgültig hergestellt, wenn

a) ihre Flächen im Eigentum der Gemeinde stehen und

b) sie über betriebsfertige Entwässerungs- und Beleuchtungseinrichtungen verfügen. ln Ein-
zelfällen kann die Gemeinde bei mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren Verkehrsanlagen
und selbstständigen Parkflächen auf die Herstellung von Entwässerungs- und/oder Be-
leuchtungseinrichtungen verzichten.

(2) Die sich aus dem Bauprogramm ergebenden flächenmäßigen Bestandteile der Erschließungs-
anlage sind endgültig hergestellt, wenn

a) Fahrbahnen, Gehwege, Radwege, selbstständige und unselbstständige Parkflächen eine
Befestigung aus tragfähigem Unterbau mit einer Decke aus Asphalt, Beton, Platten, Pflaster
oder Rasengittersteinen aufweisen, wobei die Decke auch aus einem ähnlichen Material
neuzeitlicher Bauweise bestehen kann,

b) unselbstständige Grünanlagen gärtnerisch gestaltet sind,
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c) Mischflächen in den befestigten Teilen entsprechend a) hergestellt und die unbefestigten
Teile gemäß b) gestaltet sind.

(3) Selbstständige Grünanlagen sind endgültig hergestellt, wenn ihre Flächen im Eigentum der
Gemeinde stehen und gärtnerisch gestaltet sind.

ss
Vorausleistungen

Die Gemeinde kann für Grundstücke, für die eine Beitragspflicht noch nicht oder nicht in vollem
Umfang entstanden ist, Vorausleistungen bis zur Höhe des voraussichtlichen Erschließungsbeitra-
ges erheben.

s10
Ablösung des Erschließungsbeitrages

Der Erschließungsbeitrag kann abgelöst werden. Der Ablösungsbetrag bemisst sich nach der vo-
raussichtlichen Höhe des nach Maßgabe dieser Satzung zu ermittelnden Erschließungsbeitrages
Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht.

s11
ln-Kraft-Treten

(1)Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2018 in Kraft

(2) Gleichzeitig tritt außer Kraft die Satzung zur Erhebung von Erschließungsanlagen vom
22.10.1990.

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt.

Marnheim, den 19.06.2018

Ortsgemeinde

:b---
(Duwensee)

Ortsbürgermeister

+
+

ö
äetm
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Es wird auf $ 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung hingewiesen

Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes oder auf Grund
dieses Gesetzes zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an
gültig zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn

die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die Ausfertigung oder die Be-
kanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet oder jemand
die Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften gegenüber der Gemeindeverwaltung unter Be-
zeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat.

Hat jemand eine Verletzung nach Salz2 Nr.2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1 ge-
nannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.



Jah resabsch I uss 201 6 der Ortsgemei nde Kriegsfeld

Der Ortsgemeinderat Kriegsfeld hat in seiner Sitzung am 20.06.2018 folgenden Beschluss
gefasst, der hiermit gem. S 114 Abs, 2 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz vom
31 .01 .1994 (GVBI. S. 153) in der derzeit gültigen Fassung bekannt gemacht wird:

Der Jahresabschluss für das Jahr 2016 wird wie folgt festgestellt und genehmigt

Erträge
Aufiruendungen

1.543.835,35 €
1.561.958,84 €

Jahresergebn is (Mahresfeh lbetrag) -18.123,49 €

Bilanzsumme Aktiva / Passiva 6.027.820,48 €

Dem Ortsbürgermeister und Bürgermeister der Verbandsgemeinde sowie den Beige-
ordneten, soweit diese einen Geschäftsbereich leiten oder den Bürgermeister (Orts-
bürgermeister) vertreten haben, wird Entlastung erteilt.

Der Jahresabschluss 2016 mit Rechenschaftsbericht liegt in der Zeit von 25.06.2018 bis
04.07 .2018 wäh rend der Dienstzeiten bei der Verbandsgemei ndeverwa ltu n g

Kirchheimbolanden (Rathaus, Zimmer 116) öffentlich aus.

Kirch heimbolanden, 21.06.2018
Verbandsgemeindevenrualtu ng

gez. Haas

(Haas)
Bürgermeister
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J ah resabsch luss 201 6 der Ortsgemei nde Stetten

Der Ortsgemeinderat Stetten hat in seiner Sitzung am 13.06.2018 folgenden Beschluss
gefasst, der hiermit gem. S 114 Abs. 2 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz vom
31 .01 .1994 (GVBI. S. 153) in der derzeit gelten Fassung bekannt gemacht wird:

Der Jahresabschluss für das Jahr 2016 wird wie folgt festgestellt und genehmigt

Erträge
Aufwendungen

671.231,97 €
692.060,10 €

Jah resergebnis (MJahresfeh lbetrag) -20,828,13 €

Bilanzsumme Aktiva / Passiva 6.714.043,47 €

Dem Ortsbürgermeister und Bürgermeister der Verbandsgemeinde sowie den Beige-
ordneten, soweit diese einen Geschäftsbereich leiten oder den Bürgermeister (Orts-

bürgermeister) vertreten haben, wird Entlastung erteilt.

Der Jahresabschluss 2016 mit Rechenschaftsbericht liegt in der Zeit von 25.06.2018 bis
04.07 .20'18 wäh rend der D ienstzeiten bei der Verbandsgemei ndevenrualtu ng

Kirchheimbolanden (Rathaus, Zimmer 116) öffentlich aus'

Kirchheimbolanden, 22.06.2018
Verbandsgemeindevenrualtu n g

gez. Haas

(Haas)
Bürgermeister
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Verba ndsgemei ndevenrualtu ng
67 292 Kirch he im bolanden
Az:31540 10311slKl

Bekanntm achunq

Widmung des öffentlichen Parkplatzes in der Hauptstraße in Rittersheim

Der Gemeinderat Ritterheim hat am 13.06.2018 beschlossen, die Parkplatzfläche in

der Hauptstraße, bestehend aus den Pl,-Nrn. 69/4 und 80/15, gem.S 36 i. V. m.
gg 1 und 3 Satz 1 Nr. 3 a des Landesstraßengesetzes für Rheinland-Pfalz mit den
Nutzungen ParkplatzlFahrfläche dem öffentlichen Verkehr zu widmen.

Die gewidmete Parkplatzfläche ist in dem beigefügten Lageplan gekennzeichnet.

Rec hts behelfs beleh ru nq

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe

Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist bei der

Verbandsgemeindeveruraltung Kirchheimbolanden einzulegen. Der Widerspruch

kann

1. schriftlich oder zur Niederschrift bei der Verbandsgemeindevenrualtung
Kirchheimbolanden, Neue Allee 2, 67292 Kirchheimbolanden,

2. durch E-Mail mit qualifizierter elektronischer Signatur an:
vov-kirchheimboland enrDooststelle. rlo.de oder

3, durch De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem

De-Mail-Gesetz an: vqv@kirchheimbolanden,de-mail.de

erhoben werden

über den Widerspruch entscheidet, sofern ihm nicht abgeholfen wird, der
Kreisrechtsausschuss bei der Kreisverwaltung Donnersbergkreis. Die

Widerspruchsfrist wird auch durch Einlegung bei der Kreisverwaltung

Donnersbergkreis gewahrt. Der Widerspruch kann dort

1. schriftlich oder zur Niederschrift bei der Kreisverwaltung Donnersbergkreis,
U hlandstraße 2, 67292 Kirchheimbolanden,

2. durch E-Mail mit qualifizierter elektronischer Signatur an:
Donnersberqkreis@poststelle. rlp.de, oder

3. durch De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem
De-Mail-Gesetz an : kreisverwaltung@donnersberg.de-mail.de

erhoben werden.

ffijboranden, 

den 22.06.2018

Bürgermeister
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Ve rbandsgemei ndeveruua ltu n g

67 292 Kirchheim bolanden
Az.'.31511 223115/TR

Bekanntmachung

Du rchführu ng des Bau gesetzbuches ;

Bekanntmachung des Beschlusses über die Aufhebung der Ergänzungs-
satzung ,,östlich der Kirchstraße - Anderung 1'n in der Ortsgemeinde Ritters-
heim

Aufgrund des $ 2 Abs. 1 BauGB in der aktuellen Fassung der Bekanntmachung vom

03.November 2017 (BGBI. I S. 3634) wird hiermit bekannt gemacht, dass die
Ortsgemeinde Rittersheim am 21.03.2018 die Aufhebung der Ergänzungsatzung

,,ösflich der Kirchstraße - Anderung 1" beschlossen hat.

Mit der 1. Anderung der Ergänzungssatzung ,,Östlich der Kirchstraße" war die
ursprüngliche Ergänzungssatzung vollständig geändert und somit ersetzt worden.
Nach der Aufhebung der Ergänzungssatzung richtet sich die Zulässigkeit von
Vorhaben in diesem Bereich nach $ 34 Abs. 1 BauGB (Zulässigkeit innerhalb der im
Zusammenhang bebauten Ortsteile). Das Verfahren zur Aufhebung der Satzung
richtet sich nach den Bestimmungen des $ 13 BauGB (vereinfachtes Verfahren),

ln den Geltungsbereich der Ergänzungssatzung ,,östlich der Kirchstraße -
Anderung 1" fallen folgende Grundstücke Plan-Nrn.: 5/8, 116 teilweise und 11718

teilweise in der Gemarkung Rittersheim.

m, den 22.06.2018

llrich)

114t4
114n

117t5
117/6

5/1j

17fi /

118/2
e

114t1
123tfF

ürgermeister
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öTTENTLICHE BEKANNTMACH UNG

Dienstleistungszentrum Ländlicher Raum 67655 Kaiserslautern, 14.06.2018
DLR Westpfalz Fischerstraße 12

LandentwicklungundLändlicheBodenordnung Telefon:0631-36740
Verei nfachtes F I u rberei n ig u n gsveffah ren E i nselth u m Telefax: 063 1 -367 4255
Aktenzeichen: 21 1 10-HA10.2. lnternet: unruw.dlr.rlp.de

Verei nfachtes F I u rberei n i g u n gsverfa h ren E i nselth u m
Ladung

zur Bekanntgabe des durch Nachtrag 1 geänderten Flurbereinigungsplanes und
zum Anhörungstermin

über den lnhalt des geänderten Flurbereinigungsplanes

lm Vereinfachten Flurbereinigungsverfahren Einselthum Landkreise
Donnersbergkreis und Alzey-Worms wird den Beteiligten der durch Nachtrag 1

geänderte Flurbereinigungsplan gemäß SS 59 Abs. 1 und 60
Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
16.03.1976 (BGBI. I Seite 546), zulelzt geändert durch Artikel 17 des Gesetzes vom
19.12.2008 (BGBI. I Seite 2794),

am Mittwoch, dem 11.07.2018

vormittags von 9:00 Uhr bis 12:00 Uhr und

nachmittags von 13:30 Uhr bis 16:00 Uhr

im Haus der Vereine, Hauptstr.2T in 67308 Einselthum

bekannt gegeben.

Der Flurbereinigungsplan liegt in dieser Zeit zur Einsichtnahme für die Beteiligten
aus. Beauftragte des DLR werden die neue Feldeinteilung erläutern, Auskünfte
erteilen und auf Antrag einzelne Beteiligte in ihre neuen Grundstücke örtlich
einweisen. Es liegt im eigenen lnteresse der Beteiligten, diesen Termin, der eigens
zur Auskunftserteilung und Erläuterung sowie zur örtlichen Einweisung bestimmt ist,

wahrzunehmen. lm Anhörungstermin (vgl. Ziffer ll. dieser Ladung) besteht
erfahrungsgemäß nicht die Möglichkeit, eingehende Auskünfte über die Abfindung
einzelner Teilnehmer zu erteilen.

Jeder vom Nachtrag 1 betroffene Teilnehmer erhält einen Auszug aus dem
geändeilen Flurbereinigungsplan zugestellt. Der Auszug ist zu den Terminen
mitzubringen. Wenn Teilnehmer Bevollmächtigte benannt haben oder Vertreter
bestellt sind, geht der Auszug an den Bevollmächtigten bzw. Vertreter.

Zur Anhörung der Beteiligten über den Inhalt des durch Nachtrag 1 geänderten

Flurbereinigungsplanes wird hiermit gemäß SS 59 Abs. 2 und 60 FlurbG der Termin
anberaumt auf

Donnerstag, dem 12.07.2018, vormittags 9:00 Uhr

im Haus der Vereine, Hauptstr.2T in 67308 Einselthum
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zu dem die von diesem Nachtrag Betroffenen hiermit geladen werden

Widersprüche gegen den lnhalt des durch Nachtrag 1 geänderten
Flurbereinigungsplanes müssen die Beteiligten zur Vermeidung des
Ausschlusses entweder im Anhörungstermin vorbringen oder innerhalb einer Frist
von zwei Wochen, beginnend mit dem 13.07.2018 schriftlich oder zur Niederschrift
erheben. Die im Anhörungstermin vorgebrachten Widersprüche sind in eine
Verhandlungsniederschrift aufzunehmen. Die schriftlichen Widersprüche müssen
innerhalb der zweiwöchigen Frist beim

Dienstleistu ngszentru m Lä nd I icher Raum D LR Westpfalz, Fischerstr aße 1 2,

67655 Kaiserslautern

oder

Dienstleistungszentrum Ländlicher Raum DLR Westpfalz, Neumühle 8,

67728 Münchweiler/A

eingegangen sein. Die Schriftform kann durch die elektronische Form mit
qualifizierter elektronischer Signatur ersetzt werden. Hierauf wird besonders hinge-
wiesen.

Vorherige Eingaben oder Vorsprachen beim DLR oder bei sonstigen Stellen
sind zwecklos und haben keinerlei rechtliche Wirkungen'

Beteitigte, die keine Widersprüche zu erheben hahen, oder erhobene
Widersprüche nicht aufrechterhalten wollen, brauchen zum Anhörungstermin
nicht zu erscheinen.

Wer an der Wahrnehmung des Termins verhindert ist, kann sich durch einen
Bevollmächtigten vertreten lassen. Der Bevollmächtigte muss seine
Vertretu n gsbefu g n is d u rch eine o rd n u ngsgemäße Vo I I mac ht nachweisen. D ies
gilt auch für Eheleute bzw. Lebenspartner nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz,
falls sie sich gegenseitig vertreten.
Die Unterschrift des Vollmachtgebers muss von einer dienstsiegelführenden Stelle
(2.8. Stadt- oder Verbandsgemeindeverwaltung) amtlich beglaubigt sein. Als
Geschäft, das der Durchführung der Flurbereinigung dient, ist die Beglaubigung
gemäß S 108 FlurbG kosten- und gebührenfrei.
Vollmachtsvordrucke können bei dem DLR in Kaiserslautern in Empfang
genommen werden. Der Vollmachtsvordruck steht ebenfalls im lnternet unter
wvrruru.dlr.rlp.de/... zum Download zur Verfügung.

Der Besitzübergang und die Nutzung an den von diesem Nachtrag 1 betroffenen
Grundstücken erfolgt zu den in den Überleitungsbestimmungen festgesetzten
Terminen, bezogen auf das Jahr 2018.

lm Auftrag

2

Knut Bauer



W Rheinlan@falz
STATISTISCHES LANDESAMT

o0ffio
Statistiker suchen noch Haushalte zum Mitmachen

Für die im Turnus von fünf Jahren stattfindende Einkommens- und

Verbrauchsstichprobe (EVS) 2018 sucht das Statistische Landesamt Rheinland-Pfalz

noch freiwillige Haushalte.

Da diese Erhebung wichtige Erkenntnisse über die Lebenshaltungskosten, die

Verbrauchsgewohnheiten und die Wohnsituation privater Haushalte liefert, ist es

erforderlich, dass aus allen sogenannten ,,Schichten" eine ausreichende Anzahl von

Haushalten teilnimmt. lnsbesondere Haushalte von Selbstständigen, Arbeitern mit

einem oder zwei Kindern sowie Haushalte mit - vor allem jüngeren - nicht

erwerbstätigen Personen (ohne Pensionäre/Rentner) sind derzeit

unterrepräsentiert. Aber auch andere Haushalte können sich noch bewerben.

Für die Mitwirkung bei der EVS 2018 erhält jeder Haushalt in Rheinland-Pfalz eine

Prämie, die mindestens 100 Euro beträgt. Detaillierte lnformationen gibt es im lnternet

unter unnrw.evs2018.de. Wer mitmachen möchte, kann sich dott direkt online anmelden

oder sich unter der kostenlosen Rufnummer 0800 387 2003 bzw. per Mail

(haushaltserhebungen@statistik.rlp.de) mit dem Statistischen Landesamt Rheinland-

Pfalz in Bad Ems in Verbindung setzen.
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Landwirtschaftskammer
Rheinland-Pfalz

Bekanntmachung

Meldung der Wein- und Traubenmostbestände

lVleldung der oenologischen Verfahren

Letzter Abgabetermin: 7. August 2018

L Meldung der Wein- und Traubenmostbestände
Zur Meldung der Wein- und Traubenmostbestände sind alle natürlichen und juristischen Personen
verpflichtet, die gewerbsmäßig Wein und/oder Traubenmost be- oder verarbeiten, lagern oder handeln.

Die Meldepflicht erstreckt sich im Einzelnen auf:
1, die in der Weinbaukartei erfassten Betriebe,
2, die nicht in der Weinbaukartei erfassten Unternehmen, die Wein und Traubenmost zum Verkauf

herstellen,
3. die Unternehmen des Großhandels mit Wein und Traubenmost,
soweit sie zum Berichtszeitpunkt über einen Weinbestand von mindestens 10.000 Liter verfügen.
Besondere Meldeverpflichtung bei Sektgrundwein: Sektgrundwein, der zur Schaumweinherstellung in

Handelsbetrieben lagert (Sektkellereien), ist unter "Schaumwein" vom Verfügungsberechtigten
nachzuweisen.

ll. Meldung der oenologischen Verfahren
Die Meldung der oenologischen Verfahren ist für alle natürlichen und juristischen Personen, die
gewerbsmäßig Wein erzeugen, verpflichtend. Nach EU-Vorgaben haben die Weinerzeuger den Besitz an
Anreicherungsmitteln, die Erhöhung des Alkoholgehaltes, die Entsäuerung und die Süßung zu melden.

Die Meldeverpflichtung ist in einer einmaligen Meldung für mehrere Maßnahmen zusammengefasst. Zur
weiteren Vereinfachung wurde diese Meldung in das Formular der Wein- und Traubenmostbestände
integriert.

Bitte beachten: Auch wenn Sie aufgrund der Vorgaben zur Meldung der Wein-
Traubenmostbestände nicht verpflichtet sind, können Sie dennoch der Anzeigeverpflichtung
oenologischen Verfahren unterliegen.

und
der

Die Meldeformulare sind bei der zuständigen Gemeinde-, Verbandsgemeinde- bzw. Stadtverwaltung
sowie bei den weinbaulichen Dienststellen der Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz erhältlich.
Registrierte Nutzer können die Meldungen auch online über das WeinlnformationsPortal erstatten
(wip.lwk-rlp.de). Die Meldungen müssen spätestens bis zum 7. Auqust 2018 eingegangen sein.

Betriebe, die ihre Meldung nicht termingerecht abgeliefert haben, sind von Teilen der
Stützungsmaßnahmen (lnvestitionsförderung) entsprechend der Verordnung (EU) Nr. 130812013 und
deren Durchführungsbestimmungen ausgeschlossen bzw. müssen mit Kürzungen bei den Zuschüssen
rechnen.
Wir bitten Sie deshalb, die Meldeformulare sehr sorgfältig auszufüllen und den Meldetermin zu beachten.
Für Rückfragen stehen lhnen die Mitarbeiter der Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz in den
zuständigen Dienststellen gerne zur Verfügung.


